
Information zu der gemeinsamen Verarbeitung  

"Zentrales Identitätsdokumentenregister (IDR)"  

gemäß Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen: 

Magistrat der Landeshauptstadt Salzburg 

Mirabellplatz 4, 5020 Salzburg 

verantwortlicher@stadt-salzburg.at 

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 

datenschutzbeauftragter@stadt-salzburg.at 

Datenschutzbeauftragter 

c/o Magistrat der Landeshauptstadt Salzburg 

Mirabellplatz 4, 5020 Salzburg 

Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden: 

Zweck dieser Verarbeitung ist es, eine Behörde gemäß § 22b Abs. 4 über die erfolgte 
Ausstellung eines Reisepasses oder Personalausweises oder über ein Verfahren nach 
diesem Bundesgesetz in Kenntnis zu setzen. 

Rechtsgrundlage der Verarbeitung:  

§§ 3, 16, 22a, b und c Passgesetz, BGBl. Nr. 839/1992 idgF iVm E-Government-Gesetz (E-
GovG), BGBl. I Nr. 10/2004 idgF iVm E-Government-Bereichsabgrenzungsverordnung, 
BGBl. II Nr. 289/2004 idgF iVm Stammzahlenregisterbehördenverordnung 2009 
(StZRegBehV 2009), BGBl. II Nr. 330/2009 idgF; 

Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden:  

Personenbezogene Daten, die gemäß § 22b Abs. 1 bei Antragstellung verarbeitet werden, 
sind mit wirksamer Zurückziehung oder rechtskräftiger Zurückweisung des Antrages zu 
löschen. Im Übrigen sind die personenbezogenen Daten gemäß § 22b Abs. 1 ein Jahr nach 
der Entwertung des Reisepasses oder Personalausweises, bei Reisepässen spätestens aber 
sechs Jahre nach Ablauf der letzten Gültigkeitsdauer für Auskünfte zu sperren. Die für 
Auskünfte gesperrten Daten sind nach Ablauf von zwei weiteren Jahren auch physisch zu 
löschen. Löschung mit  rechtskräftigem Verfahrensabschluss. Die Protokollaufzeichnungen 
sind nach drei Jahren zu löschen. Die Protokollaufzeichnungen sind nach drei Jahren zu 
löschen. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten:  

Passbehörden; Sicherheitsbehörden; Gerichte für deren Tätigkeiten im Dienste der 
Strafrechtspflege; staatsanwaltschaftliche Behörden für deren Tätigkeiten im Dienste der 
Strafrechtspflege; Bundeswahlbehörde; Stammzahlenregisterbehörde im Rahmen ihrer 
Befugnisse nach dem E-Government-Gesetz; Gemeinden im Zusammenhang mit der 
Ausstellung von Wahlkarten;  

Auftragsverarbeiter (iSd Art. 4 Z 8 DSGVO bzw. § 36 Abs. 2 Z 9 Datenschutzgesetz): 
Bundesminister für Inneres, IBM Österreich - Internationale Büromaschinen Gesellschaft 
m.b.H.; Microsoft Österreich GmbH; Bundesrechenzentrum GmbH. 



Rechte der betroffenen Person:  

Ein Beschwerderecht bei der österreichischen Datenschutzbehörde (1080 Wien, 

Wickenburggasse 8, Telefon: +43 1 52 152-0, E-Mail: dsb@dsb.gv.at) besteht nach 

Maßgabe des § 24 Abs. 1 DSG. 

Das Auskunftsrecht besteht nach Maßgabe des Art. 15 DSGVO. 

Das Recht auf Berichtung besteht nach Maßgabe des Art. 16 DSGVO. 

Das Recht auf Löschung besteht nach Maßgabe des Art. 17 DSGVO. 

Es besteht kein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO sowie kein Recht auf 

Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO. 


